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| „Wenn auch aus den gepflogenen Erhebungen hervorgeht, daß 
der Betrieb der ſogenannten L. Säge nicht im Sinne der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 18. Juli 1883, 3. 22.037, als ein ſabriksmäßiger 


Inhalt: 


Zur Anwendung des 8 108 der Gewerbeordnung (Einreihung 
fabriksmäßig betriebener Gewerbe in die Genoſſenſchaften). 


Von Dr. Moriz Caſpaar. angeſehen werden kann, ſo kann doch nicht in Abrede geſtellt werden, 
Mittheilungen aus der Praxis: daß die L. Säge einen integrirenden Beſtandtheil der „Gußſtahl“⸗Fabrik 
Recht der freien Meinungsäußerung der Gemeindevertretungen und Begrenzung der protokollirten Firma M. Geſellſchaft reſp. ein Hilfsgewerbe dieſes 

dieſes Rechtes. (Zwei Entſcheidungen des Reichsgerichtes.) Fabriksetabliſſements bildet, worauf nicht nur die Art der Leitung der⸗ 
Geſetze und Verordnungen. ſelben, ſondern auch der Umſtand hinweiſt, daß die Hilfsarbeiter dem 
Perſonalien. Stande der Fabriksarbeiter angehören, und auf derſelben hauptſächlich 


Erledigungen. für den eigenen Bedarf gearbeitet wird. 

N Eine Einbeziehung der M. Geſellſchaft in einen 
Genoffenfeh acts hu würde auch gegen den Zweck der 
Genoſſenſchaften verſtoßen, welche nur im Intereſſe des 
Zur Anwendung des § 108 der Gewerbeordnung gewerblichen Kleinbetriebes geſchaffen wurden, und die Stellung 


N i 3 3 ; in | der Hilfsarbeiter weſentlich alteriren, da fie aus der Kategorie der 
0 
(Einreihung fabriksmüß 19 beiriebener Gewerbe in Fabriksarbeiter ausgeſchieden würden und in jene der gewerblichen 


die Genof enſchaften). Gehilfen gereiht werden müßten.“ 

5 35 Während die Entſcheidung erſter Inſtanz, wie wir in unſerem 
i eee letzten Aufſatze angedeutet, von der Auffaſſung ausgeht, daß der $ 108 
In Nr. 22 und 23, Jahrgang 1886, dieſer Zeitſchrift haben wörtlich zu gelten hat, d. h. daß rückſichtlich des fabriksmäßigen Be⸗ 
wir zwei Fragen, betreffend die Einreihung von Gewerben, beziehungs⸗ triebes das einzelne Gewerbe als ſolches zu beurtheilen iſt, geht die 
weiſe deren Unternehmer in die Gewerbegenoſſenſchaften, beſprochen. Entſcheidung der zweiten Inſtanz, von einer Formalanwendung des § 108 
Die zweite Frage lautete: Welche Grundſätze gelten bezüglich der abſehend, auf das Weſen und den Zweck der Genoſſenſchaften ein. Wenn 
Einreihung von mit einem Fabriksbetrieb in techniſcher und admini⸗ auch das betreffende Gewerbe in ſeiner Iſolirung den Erforderniſſen des 
ſtrativer Verbindung ſtehender Gewerbe, welche iſolirt vom Fabriks⸗ § 108 bezw. hier der Miniſterialverordnung vom 16. September 1883 
betriebe nicht als fabriksmäßig betrieben zu bezeichnen ſind? nicht in vollem Maße entſpricht, ſo wird man von der Einbeziehung 

Dieſe Frage iſt in ihren letzten Conſequenzen für die Genoſſen⸗ abſehen, wenn dieſe mit dem § 114 im Widerſpruche ſteht. 
ſchaften, aber auch für das Arbeiterperſonale von großer Wichtigkeit, ihre Wir ſehen auch weiters, daß die Entſcheidung auf die Stellung 
Beantwortung fällt zuſammen mit der Begriffsbeſtimmung von Gewerbe der Arbeiter, welche heute in Gewerbe und Fabrik eine weſentlich ver⸗ 


und Fabrik. Wir haben in dem erwähnten Aufſatze unſere Anſicht dahin ſchiedene iſt, Gewicht legt. Es hat dies jedenfalls darin ſeinen Grund, 
geltent gemacht, daß es bei der Einreihung in die Genoſſenſchaften daß man Umgehungen der für die Fabriken beſtehenden ſtrengeren 
weſentlich auf den Zweck der Genoſſenſchaften, auf die Bedeutung, welche Arbeitsvorſchriften verhindern will. Die Beſchränkung des Normalarbeits⸗ 
das perſönliche Element der Unternehmer in derſelben erlangt, ankommen tages auf den Jabriksbetrieb kann ja richtig nur als eine dem Klein⸗ 
müſſe, und daß man von der Einreihung ſolcher Gewerbe, die einen gewerbe gewährte Begünſtigung aufgefaßt werden. 
Beſtandtheil eines Fabriksbetriebes bilden, welche jedoch nicht allen Dieſe Begünftigung würde vielleicht mancher Fabriksbeſitzer gerne 
Erforderniſſen der Miniſterialverordnung vom 16. September 1883 durch Bezahlung des Genoſſenſchaftsbeitrages für ſich erlangen. Unter⸗ 
entſprechen, im Intereſſe der genoſſenſchaftlichen Inſtitution abſehen wird, wirft ſich ein Fabriksbeſitzer den ſtrengeren Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
wenn auch die Einreihung ſich formell rechtfertigen läßt. ordnung bezüglich der Hilfsarbeiter, qualificirt er ſein Gewerbe aus Rück⸗ 
Für die Beurtheilung dieſer Frage iſt von großem Intereſſe eine ſicht auf die adminiſtrative Vereinigung mit einer Fabrik ſelbſt als ein 
Entſcheidung der k. k. Statthalterei G., die wir nachſtehend mittheilen; fabriksmäßiges, fo wird es ſchwer halten, aus Rückſicht auf den Genoſſen⸗ 
fie ſtimmt mit den oberwähnten Ausführungen in Nr. 22 und 23 ſchaftsbeitrag den Betrieb als einen gewerblichen zu qualificiren. In 
de 1886 im Weſentlichen überein. einem ſolchen Falle erſcheint ja ſtets eine oder die andere Bedingung 
J Es wird die Entſcheidung erſter Inſtanz, mit welcher die M. G. der Miniſterialverordnung vom Jahre 1883 erfüllt. 
als Inhaberin der L. Säge zum Beitritte der Collectivgenoſſenſchaft Die Entſcheidung wird vielleicht anders ausfallen, ſobald die 
verhalten wurde — mit Erlaß vom 29. November 1886 aufgehoben Qualification als Fabrik nur zur Umgehung des handwerksmäßigen 
und zu entſcheiden befunden: dieſelbe ſei gemäß § 108 des Geſetzes vom Befähigungsnachweiſes vorgeſchoben wird. Hier wird man mit Recht 
15. März 1883 hiezu nicht verpflichtet. Dieſe Entſcheidung beruht auf die Miniſterialverordnung vom Jahre 1883 in ſtrengerer Ausdehnung 
nachſtehenden Motiven: anwenden. Die für unſeren Fall als eine Vorentſcheidung zu bezeich⸗ 


nende Eiureihung eines gewerblichen Betriebes bildet gewiß eine der 
ſchwierigeren Aufgaben der Verwaltung; da ſie auch richtigerweiſe 
nicht nach dem Buchſtaben einer Definition geſchehen kann, ſoll der 
Tendenz des Geſetzes, durch die Neuerungen einen Nutzen zu ſchaffen, 
entſprochen werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Recht der freien Meinungsäußerung der Gemeindevertretungen 
und Begrenzung dieſes Rechtes. 


(Zwei Entſcheidungen des Reichsgerichtes.) 


1. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 18. April 1887 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de pr. 
2. Jänner 1887, Z. 1 R. G., des Gemeinderathes der Stadt Troppau 
durch den Bürgermeiſter Advocat Dr. Rodler gegen das k. k. Miniſterium 
des Innern wegen Verletzung des verfaſſungsmäßig gewährleiſteten 
Rechtes der freien Meinungsäußerung, nach Anhörung des Herrn 
Hof⸗ und Gerichtsadvocaten Dr. Ferdinand Pohl als Vertreter der 
beſchwerdeführenden Partei und des Herrn Miniſterialrathes Dr. Vincenz 
R. v. Helm als Vertreter des k. k. Miniſteriums des Innern, zu Recht 
erkannt: 

Durch den Erlaß der k. k. ſchleſiſchen Landesregierung vom 
19. November 1886, Z. 977, und den denſelben beſtätigenden Erlaß 
des k. k. Miniſteriums des Innern vom 12. December 1886, 3. 22.025, 
hat eine Verletzung des durch den Art. 13 des St. G. G. vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes der 
freien Meinungsäußerung ſtattgefunden. — Gründe: 

Der Gemeinderath der Stadt Troppau hat in der Sitzung vom 
17. November 1886 nachfolgenden Beſchluß gefaßt: 

„Es ſei dem Ehrenbürger der Stadt Troppau Sr. Excellenz 
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Körperſchaften, wie Gemeinden und deren Vertretungen, zuerkeunen 
wollte, inſoferne nicht beſondere geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen. 

Es ergibt ſich dies aber auch ganz deutlich aus einer Ver⸗ 
gleichung des Art. 13 mit dem Art. 11 des obeitirten St. G. G. — 
Auch nach Art. 11 ſteht „Jedermann“ das Petitionsrecht zu, jedoch 
dürfen Petitionen unter einem Geſammtnamen nur von geſetzlich an⸗ 
erkannten Körperſchaften oder Vereinen ausgehen. Hieraus folgt, daß 
der Geſetzgeber unter dem Ausdrucke „Jedermann“ auch geſetzlich an⸗ 
erkannte Körperſchaften, als welche nach den beſtehenden Geſetzen auch 
Gemeinden und deren Vertretungen anzuſehen find, inbegriffen wiſſen 
wollte, und er hat dieſelben im Art. 11 nur deshalb insbeſondere 
erwähnt, weil er das Petitionsrecht unter einem Geſammtnamen aus⸗ 
ſchließlich nur denſelben einräumen wollte. — Hätte er aber die 
geſetzlich anerkannten Körperſchaften und mithin auch die Gemeinden und 
deren Vertretungen von dem im nachfolgenden Art. 13 auch „Jeder⸗ 
mann“ verfaſſungsmäßig gewährleiſteten Rechte der freien Meinungs⸗ 
äußerung ausſchließen wollen, ſo hätte er nothwendigerweiſe dies aus⸗ 
drücklich ausſprechen müſſen. 

Das Recht der Gemeinde auf freie Meinungsäußerung findet 
übrigens eine directe Anerkennung in den allen Gemeindeordnungen 
gemeinſamen Beſtimmungen über die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes. 
In dieſer Beziehung beſtimmt der $ 11 des Statutes der Stadt Troppau, 
daß die Gemeinde öſterreichiſchen Staatsbürgern, welche um den Staat 
oder die Gemeinde ſich beſonders verdient gemacht haben, das Ehren⸗ 
bürgerrecht verleihen kann. Es iſt daher der Gemeinde geſetzlich geſtattet, 
die Thätigkeit der im Staats⸗ oder Gemeindeleben wirkenden Männer 
ihrer Prüfung und Beurtheilung zu unterziehen, und ihrer Anerkennung 
und Zuſtimmung zu derſelben durch Verleihung des Ehrenbürgerrechtes 
öffentlichen Ausdruck zu geben; es muß ihr daher auch geſtattet ſein, 
ihre Meinung über das Wirken eines ſolchen Mannes auch blos durch 
einen Beſchluß zu äußern, insbeſondere, wenn es ſich, wie im vorlie⸗ 
genden Falle, um das öffentliche Wirken eines der Gemeinde ſchon als 
Ehrenbürger angehörigen Mannes handelt. Principiell kann daher das 


Dr. Anton R. v. Schmerling anläßlich des von ihm in der 19. Sitzung im Art. 13 des obcitirten St. G. G. „Jedermann“ gewährleiſtete Recht 
des Herrenhauſes geſtellten Antrages bezüglich der Sprachenverordnung der freien Meinungsäußerung den Gemeinden und deren Vertretungen 
die Zuſtimmung in Betreff ſeiner Befürchtungen, die aus jener Ver⸗ nicht abgeſprochen werden, inſoferne weder der Inhalt, noch die Form 
ordnung für die Deutſchen in Oeſterreich erwachjen dürften, und der einer ſolchen Meinungsäußerung einem beſtehenden Geſetze widerſtreitet, 
Dank für ſein mannhaftes patriotiſches Auftreten auszuſprechen.“ Der Eingangs erwähnte Beſchluß des Gemeinderathes von Troppau ent⸗ 


Mit dem Erlaſſe vom 19. November 1886, Z. 977, hat die 
k. k. ſchleſiſche Landesregierung auf Grund der §8 88 und 90 7 
mit Geſetz vom 20. Jänner 1866 — Landesgeſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
blatt Nr. 10 — erlaſſenen Gemeindeordnung für die Landeshauptſtadt 
Troppau die Vollziehung obigen Beſchluſſes unterſagt und zur Be⸗ 
gründung dieſer Unterſagung bemerkt, daß der Wirkungskreis der 


hält nun lediglich eine Meinungsäußerung desſelben betreffs des von 
Sr. Excellenz Anton R. v. Schmerling in der 19. Sitzung des Herren⸗ 
hauſes geſtellten Antrages, und es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß 
weder deren Inhalt an und für ſich, noch deren Form geſetzwidrig iſt. 

Die in Beſchwerde gezogenen Erläſſe der Verwaltungsbehörden 
beruhen auch nur auf der Anſicht, daß der Gemeinderath der Stadt 
Troppau durch den in Rede ſtehenden Beſchluß die den Wirkungskreis 


Gemeindevertretung durch die beſtehenden Geſetze beſtimmt und * 
beſondere in der bezogenen Gemeindeordnung derart umſchrieben iſt, der Gemeinde beſtimmenden Geſetze verletzt, beziehungsweiſe den im § 34 
daß auch nach der ganz allgemeinen Begrenzung des ſelbſtſtändigen des Statutes der Stadt Troppau vom 20. Jänner 1866, L. G. Bl. 
Wirkungskreiſes im § 34 der, G. O. nur ſolche Angelegenheiten Gegen⸗ Nr. 10, umſchriebenen ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde über⸗ 
ſtand der Berathung und Beſchlußfaſſung der Gemeindevertretung ſein ſchritten habe. — Das k. k. Reichsgericht kann dieſer Anſicht nicht bei⸗ 
können, welche das Intereſſe der Gemeinde zunächſt betreffen, zu dieſen pflichten. Den Inhalt und Umfang des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes 
Angelegenheiten jedoch die mittelbare oder unmittelbare Kritik eines vom der Gemeinden beſtimmt grundſätzlich der Art. 5 des Geſetzes vom 
Leiter des k. k. Juſtizminiſteriums an das k. k. Oberlandesgericht Prag 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, welcher in den § 34 des Sta⸗ 
gerichteten Erlaſſes, betreffend die innere Geſchäftsbehandlung dieſes tutes der Stadt Troppau aufgenommen wurde. Dieſen geſetzlichen Be⸗ 
Gerichtshoſes, nicht gezählt werden kann, woraus ſich ergibt, daß durch ſtimmungen zufolge umſaßt der ſelbſtſtändige, d. i. derjenige Wirkungs⸗ 
erwähnten Beſchluß des Gemeinderathes die den Wirkungskreis der kreis, in welchem die Gemeinde mit Beobachtung der beſtehenden Reichs⸗ 
Gemeinde beſtimmenden Geſetze verletzt worden find und daher die Unter- Wund Landesgeſetze nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen 
ſagung des Vollzuges erfolgen mußte. kann, überhaupt Alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat obigen Erlaß der k. k. 
ſchleſiſchen Landesregierung aus den darin angeführten Gründen beſtätigt. 

Gegen dieſe Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden erhebt nun 
der Gemeinderath von Troppau die Beſchwerde wegen Verletzung des 
verfaſſungsmäßig gewährleiſteten Rechtes der freien Meinungsäußerung. 

Dieſelbe muß als geſetzlich begründet erkannt werden. Nach 
Art. 13 des St. G. G. vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 
ſteht Jedermann das Recht zu, durch Wort, Schrift, Druck oder durch 
bildliche Darſtellung ſeine Meinung innerhalb der geſetzlichen Schranken 
frei zu äußern. Schon daraus, daß der Geſetzgeber den möglich 
weiteſten und umfaſſendſten Ausdruck „Jedermann“ gebraucht hat, muß 
geſchloſſen werden, daß er das Recht der freien Meinungsäußerung 
nicht blos Einzelnperſonen, ſondern auch jeder geſetzlich zuläſſigen Ver⸗ 
einigung mehrerer Perſonen und geſetzlich anerkannten Vereinen und 


und innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und 
durchgeführt werden kann. — Das Weſen des ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſes beſteht mithin im Anordnen und Verfügen nach freier Selbſt⸗ 
beſtimmung und in der Beſorgung und Durchführung der Anordnung 
und Verfügung durch die eigenen Kräfte, wie dies auch der ſprachlichen 
Bedeutung der Worte „ſelbſtſtändiger Wirkungskreis“ entſpricht. Durch 
den Eingangs erwähnten Beſchluß hat aber der Gemeinderath von 
Troppau irgend eine Anordnung oder Verfügung überhaupt nicht ge⸗ 
troffen; es fehlt daher das erforderliche thatſächliche Subſtrat für eine 
allfällige Ueberſchreitung des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes. Der erwähnte 
Beſchluß enthält, wie oben bemerkt wurde, nur eine Meinungsäußerung 
und berührt daher gar nicht den ämtlichen Wirkungskreis der Gemeinde, 
ſondern ein von demſelben ganz unabhängiges Gebiet. Daß aber die 
Thätigkeit der Gemeinden und ihrer Vertretungen nicht ausſchließlich auf 


die Beſorgung der ihuen im felbftftändigen und übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe zugewieſenen Agenden beſchränkt ſei, ſondern daß ihnen auch ein 
anderweitiges hievon unabhängiges Feld der Thätigkeit offen ſtehe, be⸗ 
weiſen die oberwähnten geſetzlichen Beſtimmungen, betreffend das nicht 
auf locale Gemeindeangelegenheiten beſchränkte Petitionsrecht der Gemein⸗ 
den und das Recht derſelben zur Verleihung des Ehrenbürgerrechtes. 

In der Unterſagung des Vollzuges des vom Gemeinderathe ge⸗ 
faßten Beſchluſſes liegt mithin eine geſetzlich nicht gerechtfertigte Ein⸗ 
ſchränkung des Rechtes desſelben auf freie Meinungsäußerung, weshalb 
der Beſchwerde im Sinne des § 35 des Geſetzes vom 18. April 1869, 
R. G. Bl. Nr. 44, Folge gegeben wurde. 


(Erkenntniß vom 15. April 1887, 3. 51.) 


2. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 18. April 1887 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de praes. 
20. Jänner 1887, 8. 17/R. G., des Stadtverordneten⸗Collegiums in 
Reichenberg durch Advocat Dr. E. Jennel in Reichenberg gegen das 
k. k. Miniſterium des Innern wegen Verletzung des verfaſſungsmäßig 
gewährleiſteten Rechtes der freien Meinungsäußerung, nach Anhörung 
des Herrn Dr. E. Jennel als Vertreter der beſchwerdeführenden Partei 
und des Herrn Miniſterialrathes Dr. Vincenz Ritter v. Helm als Ver⸗ 
treter des k. k. Miniſteriums des Innern, zu Recht erkannt: 

„Durch den Erlaß der k. k. Statthalterei in Prag vom 18. No⸗ 
vember 1886, Z. 8924, und den denſelben beſtätigenden Erlaß des 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 1. Jänner 1887, 3. 23.344, hat 
eine Verletzung des durch den Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 172, gewährleiſteten Rechtes der 
freien Meinungsäußerung nicht ſtattgefunden. — Gründe: 

In der Sitzung des Stadtverordneten⸗Collegiums in Reichenberg 
vom 26. October 1886 wurde nachſtehender Antrag geſtellt und zum 
Beſchluſſe erhoben: 

„Das Stadtverordneten⸗Collegium wolle — in Erwägung, daß 
durch den jüngſten Sprachenerlaß des Juſtizminiſteriums die czechiſche 
Sprache im internen Verkehre des Prager Oberlandesgerichtes der 
deutſchen Sprache gleichgeſtellt, daher als Amtsſprache declarirt wurde, 
und in Anbetracht, daß durch dieſen eine Verſchärfung der Sprachen⸗ 
zwangsverordnung vom Jahre 1880 bildenden Mirniſterialerlaß den 
deutſchen Richtern der Zutritt zum böhmiſchen Oberlandesgerichte 
gänzlich verſchloſſen, hiedurch aber eine ſchwere Schädigung der mate⸗ 
riellen Intereſſen des deutſchen Volkes in Böhmen herbeigeführt wird — 
mittelſt Beſchluſſes gegen dieſe Verfügung des Juſtizminiſteriums feierlich 
Proteſt erheben und der Forderung eines ſelbſtſtändigen Oberlandes⸗ 
gerichtes für das deutſche Gebiet Böhmens neuerlich mit aller Entſchieden⸗ 
heit Ausdruck geben.“ 

Mit dem Erlaſſe vom 18. November 1886, 3. 8924, hat die 
k. k. Statthalterei in Prag im Grunde der Beſtimmungen des § 89 
der Gemeindeordnung für die Stadt Reichenberg vom 15. December 
1850, L. G. Bl. Nr. 202, und der Art. XII und XXIII des Geſetzes 
vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, obigen Gemeindebeſchluß 
außer Kraft geſetzt, weil das Stadtverordneten⸗Collegium durch denſelben 
ſeinen geſetzlich umſchriebenen Wirkungskreis überſchritten hat. 

Dem dagegen eingebrachten Recurſe wurde mit dem Erlaſſe des 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 1. Jänner 1887, Z. 23.344, aus 
den Gründen der angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben. 

Gegen dieſe Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden erhebt nun 
das Stadtverordneten⸗Collegium in Reichenberg die Beſchwerde wegen 
Verletzung des verfaſſungsmäßig gewährleiſteten Rechtes der freien 
Meinungsäußerung. 

Dieſelbe kann jedoch als geſetzlich begründet nicht erkannt werden. 

Nach Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
Nr. 142, ſteht allerdings Jedermann das Recht zu, durch Wort, Schrift, 
Druck oder durch bildliche Darſtellung ſeine Meinung innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Schranken ſrei zu äußern. Mit Rückſicht auf die ganz allgemein 
gehaltene Textirung des Art. 13 und im Hinblicke auf die Beſtimmun⸗ 
gen des Art. 11 des obeitirten Staatsgrundgeſetzes muß auch anerkannt 
werden, daß das Recht der freien Meinungsäußerung nicht blos Einzel⸗ 
perſonen, ſondern auch jeder geſetzlich zuläſſigen Vereinigung mehrerer 
Perſonen und geſetzlich anerkannten Vereinen und Körperſchaften, wie 
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Gemeinden und deren Vertretungen zuſteht, inſoferne eine ſolche Meinungs⸗ 
äußerung die durch die beſtehenden Geſetze gezogenen Schranken nicht 
überſchreitet. 

Mit dem Eingangs erwähnten Beſchluſſe hat jedoch das Stadt⸗ 
verordneten⸗Collegium von Reichenberg ſich nicht auf eine bloße Meinungs⸗ 
äußerung über den jüngſten Sprachenerlaß des k. k. Juſtizminiſteriums 
beſchränkt, ſondern vielmehr erklärt, daß es gegen dieſe Verfügung des 
Juſtizminiſteriums feierlich Proteſt erhebe. Hiemit hat es eine förmliche 
Verwahrung und Einſprache gegen einen Erlaß der Regierung eingelegt, 
womit die Grenzen einer geſetzlich zuläſſigen Meinungsäußerung über⸗ 
ſchritten wurden. Es kann daher in den in Beſchwerde gezogenen Er⸗ 
läſſen, mit welchen obiger Beſchluß des Stadtverordneten⸗Collegiums 
außer Kraft geſetzt wurde, eine Verletzung des im Art. 13 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewähr⸗ 
leiſteten Rechtes der freien Meinungsäußerung nicht erblickt werden, wes⸗ 
halb der Beſchwerde keine Folge gegeben wurde. 


(Erkenntniß vom 19. April 1887, 8. 52.) 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. I. Semeſter. 
Verordnungsblatt des k. k. Juſtizminiſteriums. 


XI. Stück. Ausgeg am 24. Mai. — 21. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 11. Mai 1886, Z. 8418, betreffend die Beſtellung von 
Schafwollmanufacten bei der Männer ⸗Strafanſtalt in Lemberg. — 22. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 15. Mai 1886, Z. 8513, betreffend die 
Vereinigung der Notarencollegien der Sprengel des Landesgerichtes in Czernowitz 
und des Kreisgerichtes in Suczawa zu einem gemeinſchaftlichen Notarencollegium 
zum Behufe der Errichtung einer gemeinſchaftlichen Notariatskammer mit dem 
Amtsſitze in Czernowitz. 23. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
17. Mai 1886, 3. 5570, betreffend die für Dalmatien eingetretene Wirk⸗ 
ſamkeit der Verordnung der Minifterien des Innern und der Juſtiz vom 
10. Juni 1885, R. G. Bl. Nr. 101, über die Ablegung der Prüfung für 
Grundbuchsbeamte und die Beeidigung der zur Führung der Grundbücher 
beſtimmten Individuen. 24. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
17. Mai 1886, 3. 8585, betreffend den Vorgang bei Uebernahme von Beſtel⸗ 
lungen ärariſcher Bedarfsartikel, welche von den Männer⸗Strafanſtalten für 
Rechnung anderer Verwaltungszweige angefertigt werden ſollen. 

XII. Stück. Ausgeg. am 11. Juni. 25. Verordnung des Juſftiz⸗ 
miniſteriums vom 24. Mai 1886, Z. 7321, betreffend die Auflaſſung der in 
den 88 30 und 35 der Inſtruction für das Civilgerichts⸗Depoſitenamt in Prag 
(Juſtizminiſterial⸗Erlaß vom 15. November 1849, Z. 7219) vorgeſchriebenen 
Indoſſirung der öffentlichen und der Privat⸗Schuldverſchreibungen mit der 
Crlags⸗ und Erfolglaſſungs⸗Stampiglie. — 26. Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 26. Mai 1886, Z. 8998, betreffend die Syſtemiſirung einer vierten Notars⸗ 
ſtelle in Görz. — 27. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 4. Juni 1886, 
3. 5044, womit Berichte in Betreff der Anhaltung von Schüblingen in den 
gerichtlichen Arreſten abgefordert werden. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 23. Juni. — 28. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 9. Juni 1886, Z. 10.549, betreffend die Einführung der 
„Vorſchrift über die Behandlung der gerichtlichen und adminiſtrativen Vormer⸗ 
kungen, der Abzüge und Rückläſſe von den aus militäriſchen Caſſen (Militär⸗ 
Zahlſtellen) zu leiſtenden Zahlungen“ in der Landwehr. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 


Nr. 1. Ausgeg. am 24. Jänner. — Circularverordnung vom 20. De⸗ 
cember 1885, Nr. 19.947/4280 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 
— Circularverordnung vom 3. Jänner 1886, Nr. 141/40 III. Berichtigung der 
Militär⸗Marſchroutenkarte. — Circularverordnung vom 17. Jänner 1886, 
Nr. 920/204 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 2. Ausgeg. am 10. März. — Circularverordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar 1886, Nr. 1854/40 2 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. — 
Circularverordnung vom 17. Februar 1886, Nr. 2597/5567 III. Berichtigung 
der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 3. Ausgeg. am 16. April. — Cireularverordnung vom 11. März 1886, 
Nr. 3659 /803 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. — Circular⸗ 
verordnung vom 26. März 1886, Nr. 4540/936 III. Berichtigung der Militär⸗ 
Marſchroutenkarte. — Cireularverordnung vom 6. April 1886, Nr. 5074/1052 III. 


Berichtigung der Militär - Marjchroutenfarte. Circularverordnung vom 
12. April 1886, Nr. 5506/1134 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 4. Ausgeg. am 17. Mai. — Circularverordnung vom 27. April 1886, 
Nr. 6407/1306 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. — Cireular⸗ 
verordnung vom 27. April 1886, Nr. 6408 1307 III. Berichtigung der Militär⸗ 
Marſchroutenkarte. 

Nr. 5. Ausgeg. am 25. Juni. — Circularverordnung vom 20. Mai 1886, 
Nr. 7765/1598 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. — Circular⸗ 
verordnung vom 9. Juni 1886, Nr. 8810/1836 III. Berichtigung der Militär⸗ 
Marſchroutenkarte. — Cireularverordnung vom 10. Juni 1886, Nr. 8891/1853 III. 
Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 


Nr. 1. Ausgeg. am 15. Jänner. — Circularverordnung vom 18. De⸗ 
cember 1885, Nr. 19.589,3559 V. Hinausgabe von Berichtigungstabellen zur 
Monturs⸗Wirthſchafts⸗ und Verrechnungsvorſchrift für die k. k. Landwehr vom 
Jahre 1885 und Portionen⸗Beköſtigungs⸗ und Gebührentariſ der k. k. Land⸗ 
wehr vom Jahre 1885. — Circularverordnung vom 29. December 1885, 
Nr. 19.969/8622 V. Ausgabe des Heeres⸗Dienſtbuches G—45, „Inſtruction für 
die Verwaltung und Verrechnung der Armatur und Kleingewehr⸗Munition“ 
(2. Auflage). 

Nr. 2. Ausgeg. am 29. Jänner. — Circularverordnung vom 11. Jän⸗ 
ner 1886, Nr. 20.265/4185 IV (ex 1885). Subſiſtenz⸗ und Adjuſtirungsreverſe 
Einjährig⸗Freiwilliger auf Staatskoſten. — Cireularverordnung vom 14. Jän⸗ 
ner 1886, Nr. 20.195/3674 V (ex 1885). Ausgabe der 1. Nachträge zu den 
Dienſtbüchern des k. k. Heeres L 2, L-2, a und LA. 

Nr. 3. Ausgeg. am 9. Februar. — Circularverordnung vom 8. Jän⸗ 
ner 1886, Nr. 20. 294/4412 II a (ex 1885). Nachträgliche proviſoriſche Einreihung 
der Gemeinde Jaromer in die 6. Claſſe des Militär⸗Zinstarifes (R. G. Bl. 
LIII. Stück, Nr. 168 ex 1885). 

Nr. 4. Ausgeg. am 27. Februar. — Circularverordnung vom 7. Fe⸗ 
bruar 1886, 1839/3859 V. Verlegung des Cadre und der Evidenthaltung des 
mähriſchen Landwehr⸗Infanterie⸗Bataillons Mähriſch⸗Trübau Nr. 19. — Circular⸗ 
verordnung vom 12. Februar 1886, Nr. 1256/41 IV. Ausgabe des 6. Nach⸗ 
trages zur Adjuſtirungs⸗ und Ausrüſtungsvorſchrift. — Circularverordnung vom 
18. Februar 1886, Nr. 2443/77 V. Ausgabe des dritten Nachtrages zum 
Heeres⸗Dienſtbuche M— 7. 

Nr. 5. Ausgeg. am 5. März. — Cireularverordnung vom 28. Februar 1886, 
Nr. 2972/574 V. Ausgabe des Heeres⸗Dienſtbuches C6, o, „Inſtruction für die 
Verwaltung und Verrechnung des Truppen⸗Trainmateriales der k. k. Fußtruppen, 
Cavallerie und techniſchen Truppen“. 

Nr. 6. Ausgeg. am 9. März. — ECircularverordnung vom 28. Fe⸗ 
bruar 1886, Nr. 2500/71 IV. Ergänzung, beziehungsweiſe Erläuterung einiger 
Paragraphe der Inſtruction zur Ausführung der Wehrgeſetze. 

Nr. 7. Ausgeg. am 15. März. — Circularverordnung vom 25. Februar 1886, 
Nr. 2520/5556 II b. Beginn der Amtswirkſamkeit des neu zu errichtenden 
Bezirksgerichtes Zabno in Galizien. — Circularverordnung vom 6. März 1886, 
Praes. Nr. 513. Ausgabe eiuer kaiſerlichen Verordnung, mit welcher eine Ab⸗ 
änderung der Statuten des Militär⸗Maria⸗Thereſien⸗Ordens allergnädigſt ver⸗ 
fügt wird. 

Nr. 8. Ausgeg. am 25. März. — Circularverordnung vom 9. März 1886, 
Nr. 2993/660 II b. Ueberweiſung der Gemeinde Libſchitz aus dem Sprengel 
des Bezirksgerichtes Welwarn zu jenem des Bezirksgerichtes Smichow, beziehungs⸗ 
weiſe aus der Bezirkshauptmannſchaft Schlan zu jener von Smichow. — Circular⸗ 
verordnung vom 10. März 1886, Nr. 2994/66 II b. Ueberweiſung der Ge⸗ 
meinde Neudorf aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes Moldauthein zu jenem 
des Bezirksgerichtes Frauenberg, beziehungsweiſe aus der Bezirkshauptmannſchaft 
Moldauthein zu jener von Budweis. — Circularverordnung vom 10. März 1886, 
Nr. 3035,671 II b. Ueberweiſung der Gemeinde Suchow aus dem Sprengel des 
Bezirksgerichtes Straßnitz, beziehungsweiſe der Bezirkshauptmannſchaft Göding 
zu jenem des Bezirksgerichtes Ungariſch⸗Oſtra, beziehungsweiſe der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Ungariſch⸗Hradiſch. 

Nr. 9. Ausgeg. am 13. April. — Circularverordnung vom 2. April 1886, 
Nr. 4782/380 VI. Verordnungen des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums und des 
k. k. Juſtizminiſteriums, womit ein Verzeichniß der nach dem Tode des betref⸗ 
fenden Beſitzers nicht zurückzuſtellenden, ausländiſchen Orden bekannt gemacht und 
der bei Uebernahme und Rückſtellung der ſonſtigen ausländiſchen Orden Ver⸗ 
ſtorbener einzuhaltende Vorgang beſtimmt wird. 

Nr. 10. Ausgeg. am 23. April. — — — 
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Nr. 11. Ausgeg. am 25. April. — — - 

Nr. 12. Ausgeg. am 29. April — Circularverordnung vom 26. April 1886, 
Praes. Nr. 524. Einführung der „Vorſchrift über die Behandlung der gericht⸗ 
lichen und adminiſtrativen Vormerkungen, der Abzüge und Rückläſſe von den 
aus militäriſchen Caffen (Militär⸗Zahlſtellen) zu leiſtenden Zahlungen“ in der 
Landwehr. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe im Miniſterium des Innern 
Jofeph Indra anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe im Handelsminiſterium Karl Kika⸗ 
ker taxfrei den Titel und Charakter eines Oberbaurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Conſul Peter Oculi in Durazzo anläßlich 
deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt geben laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Primararzte des Wiener Polizeigefangenhauſes 
Dr. Joſeph Markbreiter anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſer⸗ 
lichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtcommiſſär Franz Hlawadek in Trieſt 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte Richard Guſenbauer in 
Obervellach das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Anton Haller zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt im Küſten⸗ 
lande ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Friedrich Blum und den 
Finanz⸗Obercommiſſär Roman Ritter von Jablonowski, dann die Finanz⸗ 


ſecretäre Karl Sosnicki und Anton Spendling zu Finanzräthen der Finanz⸗ 
Landesdirection in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem Lottoamtsverwalter Anton Stiehl in Trieſt 
die angeſuchte Ueberſetzung zum Lottoamte in Prag bewilligt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adjuncten Jofeph Salomon von Fried⸗ 
berg zum Bergcommiſſär ernannt. 


Erledigungen. 

Steuer⸗Oberinſpectorsſtelle in der achten Rangsclaſſe für den directen 
Steuerdienſt bei den Bezirkshauptmannſchaſten in Niederöſterreich, bis Ende Mai. 
(Amtsbl. Nr. 102.) 

Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle für Deutſchbrod in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis 20. Mai (Amtsbl. Nr. 102.) 

Rechnungsrathsſtelle bei der k. k. Statthalterei in Linz in der achten. 
Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 103.) 


Neuigkeit 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Handbuch 


der 


österreichischen direeten Steuern 


in systematischer Darstellung 
von 
Gustav Freiberger, 
k. k. Steuerinspector. 
446 u. XIV Seiten gr. 8. Preis 3 fl. 60 kr., gebunden in Leinen 
4 fl. 20 kr., gebunden in Halbfranz 4 fl. 40 kr. 


Das Buch machte es sich zur Aufgabe, die Ergebnisse der österr. 
Gesetzgebung und der einschlägigen Materialien auf dem Gebiete der 
directen Steuern zu einem einheitlichen Gesammtbilde zu vereinigen 
und dabei sowohl die steuerrechtliche als auch die steuertechnische 
Seite des Gegenstandes im Sinne strenger Systematik zur Darstellung 
zu bringen. 

Zunächst für den Finanzpolitiker und den Beamten im Steuer- 
dienste bestimmt, dürften die lehrreichen Ausführungen des Buches, 
bei ungemein klarer und verständlicher Sprache, auch den Verwaltungs- 
beamten, den Advocaten und Gemeindevertreter, jeden Volkswirth, 
sowie überhaupt den gebildeten Laien ganz besonders interessiren und 
das Studium desselben tür die weitesten Kreise empfehlenswerth machen. 

Zu beziehen durch obigen Verlag und vorräthig in allen Buch- 
handlungen. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 48 der Erkenntniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


